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Textfeld
Dieses Reglement ist nur noch für die Teilgebiete gültig, welche am 17. Sept. 2013 vom Regierungsrat im Rahmen der Zonenplanrevision nicht genehmigt wurden!



Zoneneinteilung    Normblatt Nr.: ZR 3/63 
 
 
1. Bauzonen 
 
Kernzonen K 
Die Ausscheidung von Kernzonen bezweckt den Schutz erhaltenswerter Ortsteile. 
Neu- und Umbauten müssen sich sinnvoll in das Strassenbild und die herkömmliche Bauweise einfügen, vor 
allem im Hinblick auf: 
- Stellung, kubische Form und Dachneigung der Bauten 
- Masstab, Gestaltung, Material und Farbgebung 
- Vorplatzgestaltung 
Nicht gestattet sind: 
- störende Reklamen und Schriften 
- im Strassenbild sichtbare Garagerampen sowie freistehende oder angebaute Garagen 
Im übrigen gelangen die in der Wohn-/Geschäftszone geltenden Vorschriften zur Anwendung. 
 
Wohnzonen W 
 
Wohn-/Geschäftszonen WG 
 
Gewerbezonen G 
 
Industriezonen J 
 
 
2. Spezialzonen 
Die Ausscheidung von Spezialzonen ist im ganzen Gemeindebann zulässig. 
 
Zonen für öffentliche Werke und Anlagen ÖW 
In diesen Zonen dürfen nur öffentliche Werke und Anlagen erstellt werden. Die Bauweise wird unter Berücksichtigung 
der öffentlichen und privaten Interessen festgelegt. 
Die in diesen Zonen liegenden Grundstücke muss die Gemeinde im Zeitpunkt der Erstellung der Werke und Anlagen 
unter Vorbehalt der übrigen gesetzlichen Bestimmungen zu Eigentum übernehmen. 
 
Zonen für Wochenendhäuser 
Die Bauweise wird durch die speziellen baugesetzlichen Bestimmungen und die Angaben in der Legende geregelt. 
Die Art der Abwasserbeseitigung wird von den kantonalen Behörden festgelegt. 
 
Grundwasserschutzzonen 
Der Gemeinderat hat diese Gebiete unter besonderer Kontrolle zu halten. 
Die zum Schutze dieser Gebiete notwendigen Anordnungen werden von Fall zu Fall vom Kanton erlassen (vgl.  
Richtlinien des Regierungsrates vom 21. 5. 1963). 
 
Aufforstungszonen 
Das im Zonenplan angegebene Aufforstungsgebiet hat orientierenden Charakter.  Über die Art und Weise der Auf-
forstung entscheiden die zuständigen Instanzen von Fall zu Fall. 
 
Ausbeutungszonen 
Einzelheiten werden in einem Ausbeutungsreglement und dem dazugehörenden Plan geregelt.  
 
Aussichtszonen 
Die Aussichtszonen schützen die im Zonenplan festgelegten Aussichtspunkte vor Beeinträchtigungen.   
 
Gefahrenzonen bei Schiessanlagen 
Bauten dürfen in diesen Zonen nur erstellt werden, wenn die Gefahren durch entsprechende bauliche Massnahmen 
behoben werden können.  Massgebend sind die eidgenössischen Schiessplatzweisungen. 
 
 
 
Kommentar: 
Die Zoneneinteilung unterscheidet zwischen Bau- und Spezialzonen.  Innerhalb des Baugebietes sind fünf verschie-
dene Grundzonen vorgesehen.  Diese Unterteilung erfolgt, abgesehen von der Kernzone, zum Zwecke des Immissi-
onenschutzes.  Die zulässigen Störungen der einzelnen Zonen sind aus dem Normblatt ZR 4 ersichtlich. 
 
Die Ausscheidung von Spezialzonen ist im ganzen Gemeindebann zulässig. 
 
Der Sinn und Zweck der Bestimmungen geht aus dem Wortlaut der einzelnen Zonenvorschriften bevor.  Im Hinblick 
auf ZR 4 Ziffer 3 sind Mischungen verschiedener Zonen wenn immer möglich zu vermeiden. Ist eine Mischung un-
umgänglich, so ist das Verhältnis der beiden Immissionsstufen zu regeln. 



Immissionsschutz   Normblatt Nr.: ZR 4/63 
 
 
1. Grundsatz 
 
Alle mit dem Sinn und Zweck der Zonenvorschriften in Widerspruch stehenden Einwirkungen sind verboten.  Auch 
solche Betriebe, die in einer Gewerbe- oder in einer Industriezone liegen, haben auf die umliegenden Wohngebiete 
Rücksicht zu nehmen. 
Für alle Störungen bleiben die Bestimmungen von Art. 684 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vorbehalten. 
 
2. Abstufungen 
 
Wohnbau W 
In Zonen mit reinem Wohnbau sind nicht störende Kleinbetriebe mit geringem Zubringerverkehr zugelassen. 
In der äusseren Form und Fassadengestaltung darf vom Wohnbaucharakter nicht abgewichen werden. 
 
Beispiele: Kleinere Läden, kleinere Bürobetriebe, Etagengeschäfte 
 
Wohn-/Geschäftsbau WG 
In Zonen für Wohn-/Geschäftsbauten sind wenigstörende Betriebe zugelassen.  Gebäude, in denen Betriebe unter-
gebracht sind, müssen sich dem Wohnbaucharakter anpassen. 
Beispiele: Läden, Geschäfts- und Bürohäuser, Kinos, Wirtschaften, Werkstätten von Handwerkern mit wenigstören-
den maschinellen Einrichtungen 
 
Gewerbe G 
Unter den Begriff Gewerbe fallen nicht übermässig störende Betriebe.  Wohnungen sind nur für den Betriebsinhaber 
und das standortgebundene Personal zugelassen.  Provisorische Unterkünfte können ausnahmsweise bewilligt wer-
den. 
Beispiele: Werkhöfe, Werkstätten, Lagerhäuser, Fabriken, lndustrieanlagen 
 
Industrie J 
Zu den Industrien gehören Betriebe, von denen starke Beeinträchtigungen ausgehen.  Wohnungen sind nur für den 
Betriebsinhaber und das standortgebundene Personal zugelassen.  Provisorische Unterkünfte können ausnahms-
weise bewilligt werden. 
 
 
3. Ausnahmen 
 
Zonenfremde Gewerbe- und Industriebetriebe können weiterbestehen und angemessen erweitert werden, sofern die 
betrieblichen Einwirkungen auf die Nachbarschaft erträglich sind.  Auf Antrag des Gemeinderates kann unter Berück-
sichtigung der örtlichen Verhältnisse bei solchen Erweiterungsbauten von der zonenmässigen Ausnützung abgewi-
chen werden. 
 
 
 
 
Kommentar: 
 
Die Regelung des Immissionenschutzes sieht eine Abstufung der zulässigen Störwirkungen in verschiedene Grup-
pen vor.  Diese Differenzierung erstreckt sich nicht nur auf die materiellen, sondern auch auf die ideellen Immissio-
nen und umfasst somit alle gerichtlich anerkannten Störwirkungen. 
In der ersten, als Wohnbau bezeichneten Stufe sind nur geringfügige lmmissionen zulässig, wobei selbst dem Zu-
bringerverkehr Schranken auferlegt werden. 
Die zweite Stufe ist für den Wohn-/Geschäftsbau reserviert und weist gegenüber dem Wohnbau in allen Immissions-
arten eine Lockerung auf. 
Die dritte Stufe ist für das Gewerbe vorgesehen.  Obwohl eine Unterscheidung zwischen Gewerbe und lndustrie heu-
te kaum mehr möglich ist, wird der herkömmliche Begriff Gewerbe für diese Stufe verwendet.  Es soll damit verdeut-
licht werden, dass in solchen Gebieten wohl Fabrikanlagen, Lagerhäuser etc. zulässig sind, diese aber im Gegensatz 
zur Stufe 4 (Industrie) hier nicht übermässig stören dürfen. 
Als logische Folge der vorangegangenen Abstufung enthält die vierte, als Industrie bezeichnete lmmissionsstufe kei-
nerlei Einschränkungen bezüglich der Störungen.  Sie kann daher nur dort zur Anwendung gelangen, wo keine Be-
einträchtigung der Wohngebiete möglich ist, was in unseren dichtbesiedelten Gebiet sehr schwierig sein dürfte. 
Das System der Immissionenabstufung entbindet die zuständigen Instanzen nicht völlig von Ermessensfragen. Im-
merhin werden solche Entscheide durch die aufgeführten Beispielgruppen wesentlich vereinfacht. Die Abkürzungen 
W, WG, G und J geben in der Legende die zulässige lmmissionsstufe der einzelnen Zonen an und dienen gleichzei-
tig als Bezeichnung derselben. 



Bauliche Nutzung   Normblatt Nr.: ZR 5/63 
 
 
1. Grundsatz 
 
Die bauliche Nutzung einer Parzelle wird durch die Bebauungs- und die Nutzungsziffer festgelegt. 
 
 
2. Massgebende Parzellenfläche 
 
Für die Berechnung der baulichen Nutzung ist die im Zeitpunkt der Baubewilligung vorhandene Parzellenfläche 
massgebend. 
Ausserhalb des Baugebietes liegende Parzellenteile (ausgenommen Wald) können in die Berechnung der Nutzung 
einbezogen werden; die innerhalb des Baugebietes zulässige Nutzung darf jedoch höchstens um 20% überschritten 
werden. 
Der Gemeinderat kann den Einbezug von für Strassen und Anlagen abgetretenem Land bei der Nutzungsberech-
nung gestatten, sofern dies bei der für das Land zu bezahlenden Entschädigung berücksichtigt wird. 
 
 
3. Bebauungsziffer 
 
Die Bebauungsziffer gibt in Prozenten an, wieviel von der massgebenden Parzellenfläche überbaut werden darf.  Für 
die Berechnung der überbauten Fläche gilt der äusserste Umriss der Bauten.  Nicht zur überbauten Fläche werden 
gerechnet:  
- Dachvorsprünge bis zu 1.0 m Ausladung  
- aussen liegende Keller- und Eingangstreppen, Stützmauern, äussere Lichtschächte und dergleichen  
- Pergolen 
- Garagen gemäss Normblatt Nr. 8 
 
 
4. Nutzungsziffer 
 
Die Nutzungsziffer bestimmt in Prozenten das Verhältnis der Nutzfläche zur massgebenden Parzellenfläche.   
Nutzfläche = Summe aller Vollgeschossflächen. 
Nicht zur Nutzfläche werden gerechnet. 
- offene Bauteile wie Hallen, Wohnbalkone und dergleichen 
- Garagen gernäss Normblatt Nr. 8 
- Dach- und Sockelgeschosse, auch wenn sie zu Wohnzwecken ausgebaut werden. 
 
 
5. Nutzungsumlagerung 
 
In Ausnahmefällen kann eine Nutzungsumlagerung gestattet werden, wobei ein Abweichen von der Bebauungsziffer 
möglich ist. 
 
In diesen Fällen werden folgende Zuschläge zur Nutzfläche gewährt: 
   1/4 der überbaubaren Fläche, wenn bei geneigten Dächern im Dachgeschoss keine Aufbauten zugelassen sind. 
   1/2 der überbaubaren Fläche, wenn im Dachgeschoss Aufbauten zugelassen sind. 
   1/2 der überbaubaren Fläche, wenn das in der Legende angegebene Mass des Sockelgeschosses mehr als 2.50 m  
   beträgt. 
 
 
6. Zonengrenzen 
 
Verläuft eine Zonengrenze durch eine Bauparzelle. so ist die Nutzung für beide Parzellenteile gesondert zu ermitteln. 
Der Gemeinderat kann für Überbauungen, die dem Charakter beider Zonen angemessen Rechnung tragen, die Zu-
sammenfassung der Nutzung in einem Baukörper gestatten. 
 
7. Parzellierung 
 
Bei der gleichzeitigen Erstellung von Doppel- und Reihenhäusern und bei Gesamtüberbauungen muss die Nutzung 
nur gesamthaft eingehalten werden. Entstehen bei einer Parzellierung unternutzte Einzelparzellen, so hat der Ge-
meinderat dafür besorgt zu sein, dass für diese im Grundbuch entsprechende Dienstbarkeiten (Bauverbote) einge-
tragen werden. 



Kommentar: 
 
Bisher wurde die bauliche Nutzung durch die Bebauungsziffer und die Stockwerkzahl festgelegt.  So wurde z. B. be-
stimmt, dass ein Sechstel der Grundstückfläche zweistöckig überbaut werden kann (Abb. 1). 
Diese Regelung führt nun in der Praxis laufend zu Schwierigkeiten.  Häufig streitet man sich darum, was zur über-
bauten Fläche zählt und was nicht: rechnet man Balkone, Sitzplätze, Hallen, Windfänge und dergleichen dazu oder 
nicht?  Die meisten Reglemente schweigen sich über diese Frage aus.  Wohl könnte man klar festlegen, dass die 
oben erwähnten Bauteile nicht zur Bebauungsziffer zählen.  Es sind jedoch zahlreiche Fälle aus Gemeinden mit sol-
chen Regelungen bekannt, die zeigen, was für Auswüchse durch die Freigabe dieser Bauteile entstehen können. 
Zählte man aber alle erwähnten Bauteile zur Bebauungsziffer, so würden sie gar nicht erstellt, weil eine Ausnutzung 
für Wohnräume finanziell wesentlich interessanter ist.  Das aber ist sowohl in gestalterischer als auch in wohnhygie-
nischer Hinsicht ein Verlust.  Besonders bei Mehrfamilienhäusern sind z. B. Balkone oder offene Spielhallen dringend 
erwünscht. 
Die Regelung der baulichen Nutzung nach Normblatt ZR 5 versucht nun, beiden Gesichtspunkten Rechnung zu tra-
gen.  Es wird deshalb durch die Bebauungsziffer eindeutig fixiert, wieviel von der Parzelle überbaut werden darf. Da-
bei zählen einzig die in Ziffer 3 aufgeführten Bauteile nicht. 
Zusätzlich gibt dann die Nutzungsziffer an, wie gross die Summe de, Geschossfläche im Verhältnis zur Parzel-
lenfläche sein darf.  Auch hier, d. h. in Ziffer 4, werden Bauteile aufgezählt, die nicht zur Nutzungsfläche gerechnet 
werden. 
Es mag auf den ersten Blick erstaunen, dass die nicht zählenden Bauteile bei der Bebauungsziffer anders sind als 
bei der Nutzungsziffer, um so mehr als ja die Nutzungsziffer aus der Stockwerkzahl und der Bebauungsziffer errech-
net werden kann.  Darin aber liegt das Neue der vorliegenden Regelung.  Die gesetzte Nutzungsziffer soll im Normal-
fall kleiner gewählt werden, als sie sich aus Stockwerkzahl und Bebauungsziffer ergibt.  Diese Differenz lässt dann 
nämlich, wie die nachfolgenden Beispiele zeigen, einen gestalterischen Spielraum offen und fördert gleichzeitig die 
Erstellung von wohnhygienisch erwünschten Bauteilen wie Balkone, offene Hallen etc.  Im weitern erklärt sich aus 
dieser Differenz aber auch, weshalb die nicht zählenden Bauteile bei der Bebauungsziffer und bei der Nutzungsziffer 
nicht identisch sind.  Diese neue Regelung gestattet folgende noch weiter variierbare Möglichkeiten (Abb. 2-5). 
 
 
 

 



Gebäudeprofil   Normblatt Nr.: ZR 6/63 
 
 
1. Für Wohnbauten 
 
Sockelgeschoss 
 
Die Oberkante der Sockelgeschossdecke darf maximal 1.0 m über dem höchsten und maximal um das in der Legen-
de angegebene Mass über dem tiefsten Punkt des gewachsenen Terrains liegen.  Gemessen wird an der äussersten 
Fassadenflucht. 
Abgrabungen am Sockelgeschoss sind bis zu einem Drittel des Umfanges zulässig.  Das Sockelgeschoss darf je-
doch höchstens bis zu dem in der Legende angegebenen Mass in Erscheinung treten. 
Der Gemeinderat kann bei Aufschüttung grösserer Geländewannen, aus kanalisationstechnischen Gründen usw., 
Ausnahmen gestatten. 
 
Fassadenhöhe 
 
Die Fassadenhöhe wird gemessen ab Oberkante Sockelgeschossdecke bis zum Schnittpunkt der Fassade mit der 
Oberkante der Dachkonstruktion. 
Sind bei Pult- und Flachdächern keine Dachaufbauten zugelassen, so gilt die Fassadenhöhe als Maximalhöhe des 
Gebäudes. 
 
Gebäudehöhe 
 
Die Gebäudehöhe wird gemessen ab Sockelgeschossdecke bis zum höchsten Punkt der Dachkonstruktion.  Der First 
muss mindestens 1.0 m hinter der Fassade liegen. 
 
Versetzte Geschosse 
 
Bei versetzten Geschossen sind die Masse des Gebäudeprofils für jedes Niveau einzuhalten. 
 
 
2. Für Gewerbe- und lndustriebauten 
 
Gebäudehöhe 
 
Die Gebäudehöhe (höchster Punkt der Dachkonstruktion) wird an der äussersten Fassadenflucht vom höchsten 
Punkt des gewachsenen Terrains aus gemessen. 
Der Gemeinderat kann bei Aufschüttung grösserer Geländewannen, aus kanalisationstechnischen Gründen usw., 
Ausnahmen gestatten. 
Einzelne höhere Bauten und Bauteile, die aus betrieblichen Gründen unentbehrlich sind, können vom Gemeinderat 
gestattet werden, wenn dadurch keine öffentlichen und nachbarlichen Interessen verletzt werden. 
 
Verhältnis zu Wohnbauten 
 
Grenzt eine Wohnzone direkt an eine Gewerbe- oder Industriezone, so darf in diesen bis auf eine Tiefe von 15 m 
nicht höher gebaut werden, als es das Gebäudepofil der angrenzenden Wohnzone zulässt. 
 
 
Kommentar: 
 
Als Messebene des Gebäudeprofiles für Wohnbauten gilt die Oberkante der Sockelgeschossdecke. Von ihr aus wer-
den die Sockelgeschosshöhen abwärts und die Fassaden- sowie die Gebäudehöhen aufwärts gemessen (Abb. 6). 
Die Höhe des Sockelgeschosses wird durch ein festes und ein variables Mass fixiert. Dadurch ist es möglich, den 
topographischen Gegebenheiten der einzelnen Zonen besser Rechnung zu tragen. 
Die Masse des Sockelgeschosses beziehen sich auf das gewachsene Terrain. Als gewachsenes Terrain gilt die na-
türliche, ursprüngliche Terrainlinie. 
Durch die Möglichkeit der Abgrabungen am Sockelgeschoss lässt sich, sofern das variable Höhenmass es zulässt, 
eine vermehrte Freilegung und eine vernünftige Ausnützung desselben erreichen. 
Die Beschränkung der maximalen Gebäudehöhe für Gewerbe- und Industriebauten erfolgt nur durch ein Mass   
(Abb. 7). Sie ist vor allem im Interesse des Schutzes des Orts- und Landschaftsbildes begründet. Alle übrigen Be-
schränkungen, wie sie in Wohnzonen vorgesehen sind, würden in diesen Zonen zu weit führen. 



Abb. 6

Abb. 7

 

 



Dachaufbauten   Normblatt Nr.: ZR 7/63 
 
 
1. Gestaltung 
 
Alle Aufbauten müssen ästhetisch befriedigen und mit den darunter liegenden Fassaden harmonieren. 
 
 
2. Aufbauten bei geneigten Dächern 
 
Aufbauten sind nur bei Dachneigungen von mehr als 35° a.T. (70%) gestattet.  
Dachaufbauten sind nur auf zwei einander gegenüberliegenden Dachflächen zulässig. 
Bei Einzelaufbauten hat der Abstand von den Fassadenenden mindestens einen Viertel der Fassadenlänge zu be-
tragen. Bei unterteilten Aufbauten können die seitlichen Abstände je um die Hälfte der Zwischenabstände reduziert 
werden. Die seitlichen Abstände dürfen in diesem Falle 3.50 m nicht unterschreiten.  
Der minimale Abstand von Gräten und Kehlen beträgt 1.50 m. 
Die Fronthöhe der Aufbauten darf maximal 1.60 m betragen. 
Der Übergang der Dachhaut des Aufbaues in das Dach des Gebäudes muss mindestens 1.0 m tiefer als der First 
des Hauptdaches liegen. 
Die Front der Aufbauten muss um mindestens 50 cm hinter die Fassadenflucht zurückgesetzt werden. Unter den 
Aufbauten muss die Dachhaut durchgeführt werden. 
 
 
3. Aufbauten bei Flachdächern 
 
Die Höhe der Aufbauten darf, gemessen ab Oberkante Decke bis Oberkante Dachkonstruktion des Aufbaues, maxi-
mal 3.0 m betragen. 
Die geschlossenen Bauteile der Aufbauten müssen um das Mass ihrer Höhe hinter der Fassadenflucht liegen. Bei 
massiven Brüstungen wird die Höhe ab Oberkante Brüstung gemessen. Eine solche Brüstung darf jedoch im Maxi-
mum 1.0 m hoch sein. 
Treppenhäuser, Liftaufbauten, durchbrochene Dachvorsprünge (Raster), einzelne Stützen und dergleichen sind von 
dieser Regelung ausgenommen. 

. Aufbauten dürfen nur mit Flachdächern verse-
hen werden. 
 
 
 
 
 
 
Kommentar: 
 
 
Bei den vorliegenden Bestimmungen handelt es sich um reine Gestaltungsvorschriften, die darauf abzielen, unschö-
ne Dachaufbauten zu verhindern. 
Verschiedene Untersuchungen haben ergeben, dass sich Aufbauten bei geneigten Dächern nur zufriedenstellend 
gestalten lassen, wenn die Dächer eine gewisse Minimalneigung aufweisen und zudem der Abstand der Aufbauten 
von den seitlichen Fassadenenden genügend gross ist. Andrerseits zeigen die auf Grund bisheriger Vorschriften er-
stellten Dachaufbauten eindeutig, dass Abstände zwischen den einzelnen Aufbauten in den meisten Fällen nicht zur 
Verbesserung der Gestaltung beitragen. Die neuen Bestimmungen tragen diesen Überlegungen weitgehend Rech-
nung (Abb. 8). Mit den Vorschriften für Flachdachaufbauten werden grundsätzlich dieselben Ziele verfolgt wie mit den 
Bestimmungen für Aufbauten bei geneigten Dächern. Hier geht es jedoch lediglich darum, die allseitige Zurückver-
setzung der Aufbauten zufriedenstellend zu regeln sowie die Höhe und Form der Aufbauten in einem vernünftigen 
Rahmen zu halten (Abb. 9). 
Allgemein ist zu den Dachaufbauten noch zu bemerken, dass sie bei bestehenden Reihenbauten nur dann bewilligt 
werden sollten, wenn sie im Gesamtbild befriedigen und dem Nachbarn die Erstellung von Aufbauten nicht verun-
möglichen. 
 
 



 



Massvorschriften für Dachaufbauten in Kernzonen

Unterstrichene Masse sind Maximalwerte / Nicht unterstrichene Masse sind Minimalwerte

 
 
 



Autogaragen und –abstellplätze  Normblatt Nr.:  ZR 8/63 
 
 
1. Erforderlicher Parkraum 
 
Bei Neubauten und grösseren Umbauten muss pro 110 m2 Wohnnutzfläche bzw. pro 60 m2 Betriebsnutzfläche ein 
Abstellplatz oder eine Garage geschaffen werden.  Restflächen zählen voll.  Bei verkehrsintensiven Bauten (Restau-
rants, Versammlungsräume, Gewerbe- und Industriebauten etc.) legt die Baudirektion auf Antrag des Gemeinderates 
die Anzahl der Abstellplätze fest. 
Ist die Schaffung des erforderlichen Parkraumes auf privatem Areal nicht möglich, so hat sich der Gesuchsteller in 
die von der Öffentlichkeit als Ersatz zur Verfügung gestellten Parkplätze einzukaufen. 
 
 
2. Nutzungsberechnung 
 
Nicht zur überbauten Fläche bzw. nicht zur Nutzfläche werden gerechnet: 
- bei Ein- und Zweifamilienhäusern eine Garage von 35 m2 Grundfläche 
- bei Mehrfamilienhäusern pro 220 m2 Wohnnutzfläche - Restflächen zählen voll - je eine Garage von 20 m2 Grund-

fläche. Diese Bestimmung findet nur Anwendung, wenn sich die Unterbringung der Garagen im Sockelgeschoss 
aus ästhetischen oder topographischen Gründen nicht rechtfertigen liesse. 

- unterirdische Garagen 
- in den Hang gebaute Garagen, die wenig in Erscheinung treten und deren Decken als natürlicher Bestandteil der 

Freifläche dienen 
 
Werden die nicht zur Nutzung zählenden Garagen in einem Vollgeschoss untergebracht, so erhöht sich die überbau-
bare Fläche um die durch die Vollgeschosszahl dividierte Garagenfläche. 
 
 
3. Gebäudeprofil der Garagen 
 
Die Fassadenhöhe angebauter oder freistehender Garagen darf maximal 3.50 m, die Gebäudehöhe maximal 5.50 m 
betragen. Gemessen wird an der äussersten Fassadenflucht vom höchsten Punkt des gewachsenen Terrains aus.  
Bei Garagen mit Flach- und Pultdächern gilt die Fassadenhöhe als Maximalhöhe. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kommentar: 
 
Die Zahl der Motorfahrzeuge nimmt in unserem Kanton von Jahr zu Jahr stark zu und bewirkt, dass vielerorts die 
Parkverhältnisse in vermehrtem Mass unhaltbar geworden sind. Noch immer werden jedoch Bauten erstellt, ohne 
dass für genügend Abstellplätze gesorgt wird.  Die Bewohner solcher Häuser sind gezwungen, ihre Fahrzeuge auf 
den für den fliessenden Verkehr dimensionierten Strassen zu parkieren. Strassenverbreiterungen oder die Erstellung 
von öffentlichen Parkplätzen drängen sich daher immer mehr auf und stellen die Gemeinden vor fast unlösbare fi-
nanzielle Aufgaben. 
Aus den angeführten Gründen wurde bei der Ausarbeitung der Normalien den Vorschriften über die Garagen und 
Abstellplätze grösste Beachtung geschenkt.  Mit der vermehrtem Zulassung von zusätzlichen, nicht zur Nutzung zäh-
lenden Garagen allein kann jedoch die Parknot nicht beseitigt werden. Es ist daher notwendig, vorzuschreiben, dass 
bei jedem Bauvorhaben eine Mindestzahl von Abstellplätzen errichtet werden muss. Zur Lösung des Parkploblems ist 
eine Lockerung der bisherigen Praxis über die Zulassung von zusätzlichen, nicht zur Nutzung zählenden Garagen 
unumgänglich. Andrerseits können, wie die Untersuchungen ergeben haben, solche Bauten eine wesentliche Beein-
trächtigung der Freifläche zur Folge haben. Dieser Umstand fällt vor allem bei Mehrfamilienhäusern ins Gewicht. Mit 
den neuen Bestimmungen wird deshalb angestrebt, dass beim Bau von solchen Häusern die Garage ohne Nut-
zungsverluste im Hauptgebäude untergebracht wird. 
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Siehe
RBG §106 Abstellplätze (Raumplanungs- und Baugesetz)
RBV § 70 Anzahl der Garagen und Abstellplätze (Verordnung zum Raumplanungsgesetz) 
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